
I
ch habe mein ganzes Leben in Indien verbracht, dem Land, 
das sich als die größte Demokratie der Welt vermarktet. (Die 
Selbstbezeichnung ‚die größte’ ist der Tatsache geschuldet, 
dass andere Adjektive, wie die ‚großartigste’ oder ‚älteste’ 
bereits vergeben sind.) Bitte sehen Sie mir nach, dass ich 

meine Kritik an der Demokratie daher heute aus dieser Perspekti-
ve vorbringen möchte.

Vor ein paar Wochen verkündete die indische Regierung, sie 
wolle 26.000 paramilitärische Sicherheitskräfte in den Kampf ge-
gen maoistische ‚Terroristen’ in den dichten, an Bodenschätzen 
reichen Wäldern Zentralindiens schicken. Die Armee ist seit Jahr-
zehnten bereits in den Bundesstaaten Nagaland, Manipur, Assam 
und Kaschmir stationiert, wo die Menschen um ihre Unabhän-
gigkeit kämpfen. Die offene Ankündigung der Militarisierung des 
indischen Kernlandes durch die Regierung bedeutet die offizielle 
Anerkennung des Bürgerkriegs.

Die Operation - und so werden Kriege heute ja genannt - soll im 
Oktober beginnen, wenn der Monsunregen endet, die Flüsse weni-
ger reißend und das Terrain besser zugänglich sind. Die
Bewohner der Wälder, darunter die Maoisten, die sich als im 
Krieg gegen den Staat Indien begreifen, sind Stammesvölker, die 
Ärmsten der Armen im Land. Sie leben dort seit Jahrhunderten, 
ohne Schulen, Krankenhäuser, Straßen, fließendes Wasser. Sie 
leben, und das ist ihr ebenso so altes‚Vergehen’, auf Land, das 
reich an Eisenerz, Bauxit, Uran und Zinn ist. Diese Rohstoffe sind 
es, an denen die großen Bergbauunternehmen Tata, Vedanta, 
Essar, Sterlite und andere, hochinteressiert sind. Die Regierung 
stehe, so der Premierminister in einer Erklärung, in der Pflicht, 
den Mineralienreichtum Indiens auszubeuten, um die boomende 
Wirtschaft anzukurbeln. Die Maoisten nennt er die ‘größte interne 
Sicherheitsbedrohung Indiens’. ‚Ausrotten’ und ‚vernichten’ sind 
die Begriffe, mit denen die Wirtschaft in diesem Zusammenhang 
operiert. Wie die Sicherheitskräfte in den Wäldern zwischen Ma-
oisten, Sympathisanten und Unbeteiligten unterscheiden sollen, 
weiß jedoch niemand.

Interessanterweise blockierte – unter anderem - Indien einen 
europäischen Antrag bei den Vereinten Nationen, die im Rah-
men der jüngsten Offensive der Regierung Sri Lankas gegen die 
Tamil Tigers verübten Kriegsverbrechen zu untersuchen. Für die 
Regierungen Asiens ist Israels Blaupause in Gaza eine brauch-

bare Option im Umgang mit ‚Terroristen’: Die Medien fernhalten, 
den Gegner umzingeln und töten. Zwischen ‚Terroristen’ und 
‚Unschuldigen’ muss dann nicht länger differenziert werden 
und die Empörung der internationalen Gemeinschaft angesichts 
eines solchen Vorgehens wird sich schnell wieder legen. Im nicht 
erklärten Bürgerkrieg niedriger Intensität [auf dem Subkontinent] 
mussten Hunderttausende in den vergangenen Jahren zusehen, 
wie ihre Dörfer zerstört und ihre Lebensmittelvorräte vernichtet 
wurden. Viele von ihnen flohen in die Städte, wo sie als ungelern-
te Arbeiter zu Hungerlöhnen ausgebeutet werden. 

Die übrigen leben versteckt in den Wäldern, ernähren sich von 
Gras und Wildfrüchten und hoffen, dem Hungertod zu entgehen. 
Nun haben die Vorbereitungen für den richtigen, den offiziellen 
Krieg, begonnen, in dem Bodenstreitkräfte, Kampfhubschrauber 
und Satellitenkarten eingesetzt werden sollen. Das militärische 
Hauptquartier befindet sich in Raipur, der Hauptstadt von Ch-
hattisgarh. Der Wald wurde abgeriegelt, Journalisten haben nur 
eingeschränkt Zugang in die Zone. Neue Gesetze kriminalisieren 
jegliche - auch friedliche - Opposition. Zahlreiche Menschen sind 
bereits in Haft. Die Freilassung gegen Kaution ist nicht möglich.

Wenn es uns nicht gelingt, ihn zu stoppen, werden im Oktober-
krieg zwei unterschiedliche Arten von Krieg konvergieren, die seit 
Jahrzehnten in Indien geführt werden: der ‘Antiterrorkrieg’ der 
indischen Armee gegen die Völker von Kaschmir, Nagaland und 
Manipur und der Krieg um Rohstoffe und natürliche Ressourcen, 
ein Prozess, der auch gern als ‚Fortschritt’ bezeichnet wird. (...)
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D
ie Militäroperation “Green Hunt“ soll zwei Jahre 
andauern und betrifft weite Teile Ost- und Zen-
tralindiens. Diese Regionen sind seit Jahrtausenden 
insbesondere die Heimat der 70 Millionen Adivasis, 
die Ureinwohner Indiens. Sie konnten wie insgesamt 

zwei Drittel der indischen Bevölkerung an dem wirtschaftlichen 
Aufschwung ihres Landes in keiner Weise teilhaben. Im Gegenteil: 
Bereits über zehn Millionen Adivasis wurden “umgesiedelt“, um 
Platz für die Staudämme, Bergwerke und Industrieanlagen der 
internationalen Konzerne zu machen. Die UNO berichtet von 300 
Millionen Indern, die mit weniger als einem US Dollar am Tag 
auskommen müssen. Trotz eines Wirtschaftswachstums von 
neun Prozent kämpfen 50 Prozent der Bevölkerung unterhalb der 
Armutsgrenze ums überleben. 47 Prozent der Kinder unter drei 
Jahren sind unterernährt. Die Hälfte der Schüler muss die Schule 
vor der achten Klasse verlassen, um hart zu arbeiten.(1)

Weitverbreitete, extreme Armut, fehlende medizinische Versor-
gung, eine hohe Kindersterblichkeitsrate, keine Schulen, das Land 
und der Reichtum in Hand weniger Großbauern – schon in den 
1967 kam es aus diesen Gründen zu einem Aufstand landloser 
Bauern in dem Dorf Naxalbari in Westbengalen. Seitdem werden 
die Rebellen auch als “Naxaliten“ bezeichnet. Die Aufstände 
griffen schnell auf benachbarte Provinzen über und führten in 
einen langen Kampf der Unterprivilegierten, in dem die Regierung 
inzwischen Kontrolle über weite Gebiete verloren hat. Ende 2004 
schlossen sich die wichtigsten Organisationen zur “Kommu-
nistischen Partei Indiens – Maoistisch“ (CPI-M) zusammen. Der 
Staat verbot die Partei kurzerhand, verschleppte ihren Sprecher 
während einer laufenden Fernsehdiskussion ins Gefängnis und 
erklärt der Welt, es handele sich hier um Verbrecher, die gegen 
Entwicklung, Demokratie, Fortschritt und Frieden seien.

Was wollen die Maoisten?
Die Maoisten sagen: Wo Wahlen, Demonstrationen, Appelle und 
Aufrufe vor der Brutalität der Polizei, der Gier der Konzerne und 
der bitteren Armut nicht schützen können, müssen die Unter-
drückten Massen (Landlose, Ureinwohner, Kastenlose, von “Um-
siedlungsprojekten“ Bedrohte) sich organisieren, sich bewaffnen, 
sich verteidigen und selbst die Macht übernehmen. Nur so ist es 
möglich, grundlegende Rechte zu erkämpfen – alles Andere hieße, 
auf minimale Zugeständnisse zu hoffen und das stille Sterben 
fortzusetzen.

Eine Zusammenfassung der wichtigsten konkreten Forderungen

-	 ein Ende der Herrschaft der Reichen, des Kastensystems, Diskri-
minierung wegen Geschlecht oder Religion

-	 Selbstbestimmung und politische Autonomie für die Stämme
-	 Land für die Armen und Landlosen, statt es einer korrupten Elite 

zu überlassen, die jede Landreform erfolgreich blockiert hat
-	 die Wälder den dort lebenden Stämmen zusprechen, statt sie 

durch Konzerne zerstören und vergiften zu lassen

-	 Errichtung eines Staates durch die Armen, für die Armen und mit 
direkter Demokratie(2)

Was haben die Maoisten bisher erreicht?
Die Bewegung der Maoisten ist inzwischen in 20 von 28 indischen 
Bundesstaaten etabliert, die Geheimdienste gehen von 20.000 trai-
nierten Kämpfern und 50.000 organisierten Mitgliedern aus.(3) Dies 
ist das Ergebnis eines beständigen und erfolgreichen Kampfes, 
in dessen Verlauf in verschiedenen Provinzen fruchtbares Land 
und zahlreiche Waldgebiete erobert werden konnten. Unter dem 
Schutz der Rebellen wurden lokale Regierungen gebildet, Land 
an Landlose und Arme verteilt, Frauen bekamen die gleichen 
Eigentumsrechte. Landwirtschaft wurde betrieben, es wurden 
neue Gemüsesorten (Karotten, Tomaten, Radieschen…) und 
Früchte (Bananen, Guaven, Mangos…) eingeführt, der Anbau erfolgt 
ohne Pestizide. Das von Industrieanlagen erheblich verschmutzte 
Wasser wurde durch das Anlegen von Brunnen umgangen, Bewäs-
serungssysteme wurden gebaut. Ein Gesundheitssystem wurde 
entwickelt, sodass jedes Dorf Spezialisten und Medikamente 
bekommen kann, und Schulen konnten eingerichtet werden, wo 
doch die wenigen überhaupt funktionierenden Schulgebäude des 
Staates zur Unterbringung der Armee und Polizeikräfte genutzt 
werden. Bücher und Zeitschriften wurden erstmals in der Gondi 
Sprache gedruckt, als erster Schritt, diese sehr alte Sprache und 
ihre Kultur in Südindien zu bewahren. Es wurde ferner ein eigenes 
Justizsystem eingeführt, dessen Volksgerichte Konflikte zwischen 
den Menschen, aber auch gegenüber den Feinden regeln. Als Folge 
sind Diebstahl, Betrug und Morde erheblich zurückgegangen. 
Frauen können sich frei bewegen und müssen keine Vergewalti-
gungen, besonders durch das Forest Department und die Polizei, 
mehr befürchten. Überhaupt haben Frauen und Kinder in fast 
jedem Dorf ihre eigenen Organisationen, wie auch jedes Dorf eine 
Verteidigungsmiliz aufbauen konnte. Kulturelle Aktivitäten leben 
in diesem Klima des Aufbruchs wieder auf und zeigen sich in 
zahlreichen Tänzen, Liedern und Spielen.(4)

Warum eine Militäroffensive?
In dem Gebiet der Aufständischen sind wertvolle Bodenschätze 
gefunden worden, welche die indische Regierung und die Ober-
schicht an multinationale Konzerne versteigern will – und teilwei-
se bereits hat. Zwischen winkenden dem Abschluss der Verträge 
und dem blinkenden Geld stehen nur diese armen, ausgestoßenen 
Stämme, und die Maoisten, die einen organisierten, erfolgreichen 
Aufstand gegen diese Zustände führen. Oder wie die indische 
Globalisierungskritikerin Arundhati Roy es erklärt: “die Regierung 
lässt ihnen [den Ureinwohnern] nichts anderes zuteil werden als 
Gewalt und Missachtung. Und nun will sie ihnen auch noch das 
Letzte nehmen, was sie haben: ihr Land.“(5)

Der Kampf, der im November 2009 zwischen der indischen Armee 
und der maoistischen Guerilla begonnen hat, wird stellvertretend 
geführt für einerseits die indische Elite und ihre ausländischen 
Freunde, welche die Welt als Ware sehen und keine Skrupel dabei 

Indien führt Krieg gegen seine Ureinwohner
Indien, das sich gern als „größte Demokratie der Welt“ feiert, startet im November 2009 eine 
Militäroffensive mit 70.000 Soldaten gegen die „größte innere Bedrohung seit es das Land gibt“ 
(Ministerpräsident Singh) – seine Ureinwohner




